
Oder gar vor sich selber3 (wenn sic straffëllig geworden sind). Bei den angeordneten,
�verhàngten" Maßnahmen ist die dahinterstehende Problematik nur zweitrangig. Unter
dem Deckmantel des Praventionsgedankens wurde der gerichtlichen Instanz cine
Funktion zugestanden, die sic in einem demokratischen Staat nicht erfùllen dùrfte und
auch inhaltlich gar nicht erfùllen kann, nàmlich die Kontrollfunktion ùber Kinder und
Jugendliche.

1971 wurde dann der Jugend(-Einzel-)richter durch ein Jugendgericht ersetzt.
Einwirkungen des Gerichtes wurden im Sinne des Pràventivgedankens von 1939 noch
vergrôSert. Die Zustàndigkeit des Gerichts wurde auf Jugendliche bis 21 Jahre

ausgedehnt. Ferner erhielt das Gericht die Befugnis, auch im Hinblick auf Mângel in der
Erziehung und Verletzungen der Aufsichtspflicht Maßnahmen zu verhângen. AuSerdem

wurde dem Gericht die Môglichkeit erôffnet, einzuschreiten, wenn Eltern ihren

bedùrftigenoder behinderten Kindern nicht die nôtigePflege zukommen ließen. Um den

�Pràventionscharakter" weiter auszubauen, werden dem Jugendgericht seit 1971 nicht

nur die strafrechtlichen Delikte, sondern auch bloSe Ordnungswidrigkeiten unterbreitet.
Die Argumentation in diesem Zusammenhang ist immer wieder die gleiche: �Dem
Jugendgericht muß es ermôglicht werden, so frùh wie môglich schàdliche Einflùsse

aufzuspùren. Nur so kônnen rechtzeitig die richtigen Mafcnahmen getroffen werden, um
diesen EinflùssenEinhalt zu gebieten" (Ministère de famille 1996, S. 25 ff).

Im Gesetz von 1992, der vorerst letzten Aktualisierung, wurden lediglich einige
„Verbesserungen" gegenùber dem Text von 1971 vorgenommen. Erwàhnenswert sind
vor allem die automatische Ûbertragung fast aller Erziehungsrechte von den Eltern auf
die betreuende Institution, die Veriângerbarkeit der verhàngten Hilfemafcnahmen ùber
das 18.Lebensjahr hinaus und die Môglichkeit fur den Jugendlichen, selbst cine Anfrage
auf Fremdunterbringung zu stellen.

1.2.2.2. Die Zusammenhàngeimsozialen SystemLuxembungs

Im Lande Luxemburg gibt es ùber 1200 verschiedene soziale Institutionen. Durch

Vertràge, sogenannte Konventionen, kann das Familienministerium die Einrichtungen
der privaten Tràger in das Hilfesystem einbinden und Richtlinien vorschreiben. Im

3 Der Gesetzestext gibt die folgenden Vergehen vor: Kinder und Jugendliche, die
kriminelle Delikte ausùben, betteln, vagabundieren, sich prostituieren, der Schule fern
bleibenoder mitGlùcksspielenGeld verdienen.
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